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Neuerscheinung

„Kleine Nation, große Union“
Essay von Romain Kirt über Möglichkeiten und Grenzen kleinstaatlicher Außenpolitik

Autor Romain Kirt (l.) und Jul Christophory, Direktor der Luxemburger
Vertretung der EU-Kommission, bei der Vorstellung des Werkes „Kleine
Nation, große Union“ (Photo: Anouk Antony)

raz – „Sind Kleinstaaten heute,
im Zeitalter der Globalisierung,
noch aktuell oder avancieren sie
immer mehr zu sympathischen
Anachronismen im internationalen
System? Und welche Rolle kann das
,kleine' Luxemburg in einer immer
größer werdenden EU künftig spie-
len?“ Mit diesen Fragen beschäftigt
sich Romain Kirt, „conseiller de
gouvernement“ in der Regierungs-
verwaltung, in seiner neuesten Ver-
öffentlichung „Kleine Nation,
große Union“.

Von 1989 bis 1996 war Romain
Kirt einer der engsten Mitarbeiter
des luxemburgischen Premiermi-
nisters und späteren EU-Kommis-
sionspräsidenten Jacques Santer.
Wie Jul Christophory, Direktor der
Luxemburger Vertretung der EU-
Kommission, in der gestrigen Pres-
sekonferenz betonte, erhielt Rom-
ain Kirt durch diese Tätigkeit einen
Einblick in die inneren Abläufe der
Kommission. Durch mehrere Pub-
likationen habe er sich bereits als
Kenner der Materie qualifiziert.
Am Zentrum für Europäische In-
tegrationsforschung in Bonn leitet
der Autor zurzeit ein Forschungs-
projekt über die Kleinstaatenprob-
lematik. Zu seinen weiteren Veröf-
fentlichungen zählen „Europa im
Zeitenwechsel“, „Der Vertrag von
Amsterdam – ein Vertrag für alle
Europäer“ sowie „Die EU und ihre
Krisen“.

Der Autor hofft, eine Lücke auf
dem Buchmarkt zu füllen und fri-
schen Wind in die Diskussion über

die Zukunft Luxemburgs in einer
erweiterten EU zu bringen.

Nach Ansicht des Autors ist der
Kleinstaat die repräsentativste ge-
opolitische Einheit des 21. Jahr-
hunderts. So seien 38 der 53 euro-
päischen Länder sowie die Mehr-
heit der EU-Beitrittskandidaten
Kleinstaaten.

Die Definition eines Kleinstaates
gestalte sich problematisch. So
stellt Romain Kirt die Frage, ob das
Großherzogtum während der sechs
Monate der EU-Ratspräsident-

schaft nicht doch als „Großmacht“
anzusehen ist.

Die Globalisierung, die Entwick-
lungen in Europa seit 1989 und die
Luxemburger Außenpolitik bilden
weitere Schwerpunkte der Mono-
graphie. Der Autor vertritt die The-
se, dass Luxemburg erst seit 1945
eine wirkliche Außenpolitik gestal-
tet habe.

Das in der Reihe „Essais“ beim
Phi-Verlag erschienene 100-seitige
Sachbuch ist zum Preis von 495
Franken im Buchhandel erhältlich.

Die Internationale Energie-Agentur
Die Internationale Energie-

Agentur (IEA) mit Sitz in Paris
wurde 1974 ins Leben gerufen.
Als Reaktion auf die damalige
Ölkrise wurde die Sicherung der
Energieversorgung der 24 Mit-
gliedsländer zum primären Ziel
der IEA erklärt, die zur Struktur
der Organisation für wirtschaftli-
che Zusammenarbeit und Ent-
wicklung (OECD, „Organization
for Economic Cooperation and
Development“) zählt.

Neben der Begleitung der Be-
wegungen am Erdölmarkt gehö-
ren heutzutage die Förderung ei-
ner rationalen Energiepolitik, die
Verbesserung der weltweiten
Energieversorgung durch die

Entwicklung alternativer Res-
sourcen und eine effiziente Ener-
gienutzung, sowie die Integration
ökologischer Aspekte zu den
wichtigsten Zielsetzungen der In-
ternationalen Energie-Agentur.

Die 24 Mitgliedsstaaten sind
Australien, Belgien, Dänemark,
Deutschland, Finnland, Frank-
reich, Griechenland, Großbritan-
nien, Irland, Italien, Japan, Kana-
da, Luxemburg, Neuseeland, Nie-
derlande, Norwegen, Österreich,
Portugal, Schweden, Schweiz,
Spanien, Türkei, Ungarn und die
USA. Die Europäische Union
nimmt auch an den Arbeiten der
IEA teil. Exekutivdirektor ist
Robert Priddle.

Wirtschaftsministerium / Internationale Energie-Agentur

Effizientere Energienutzung anstreben
Präsentation der Energiebilanz 2000 für Luxemburg

IEA-Exekutivdirektor Robert Priddle (l.) gab Wirtschaftsminister Henri
Grethen die Empfehlung mit auf den Weg, im Sinne einer Reduzierung der
CO2-Ausstöße eine wirksamere Nutzung der Energiequellen anzustreben 

(Photo: Tessy Hansen)

mas – Der Exekutivdirektor der
Internationalen Energie-Agentur
(IEA), Robert Priddle, weilte ges-
tern in Luxemburg, um den Bericht
seiner Behörde über die Energiebi-
lanz des Großherzogtums zu prä-
sentieren. Zu Beginn des Jahres
haben die Inspektoren der IEA den
Energiesektor hier zu Lande einer
eingehenden Prüfung unterzogen.

Alles in allem fällt das Urteil der
IEA positiv aus, im Besonderen
wurden die Reformen des Elektri-
zitäts- und des Erdgasmarktes, die
zu einer Liberalisierung dieser
Energiebereiche führen, in Paris
mit Wohlwollen zur Kenntnis ge-
nommen. Robert Priddle sprach
gestern aber auch eine Reihe von
Empfehlungen aus, deren Berück-
sichtigung u. a. mit einer wirksa-
meren Nutzung der Energieres-
sourcen einhergehen würde.

Die Energieversorgung hier zu
Lande ist vor allem durch die Be-

sonderheiten gekennzeichnet, dass
der Löwenanteil der verbrauchten
Energie aus dem Ausland impor-
tiert wird. Demzufolge ist Luxem-
burg in hohem Maße von den aus-
ländischen Energieerzeugern und
-lieferanten abhängig. Initiativen
wie die Inbetriebnahme des Gas-
Turbinen-Kraftwerkes in Esch/Al-
zette begrüßt die IEA, da einerseits
die Abhängigkeit reduziert und an-
dererseits die nationale Energie-
versorgung mit eigenen Mitteln ab-
gesichert werde.

Der Öffnung der Erdgas- und
Strommärkte durch die Umsetzung
der entsprechenden EU-Richtli-
nien gewinnt R. Priddle besonders
aus der Sicht der Konsumenten -
sowohl Privatpersonen als auch
Unternehmen - preisgünstige Kon-
sequenzen ab. Die IEA empfiehlt
allerdings beim Strom und Erdgas,
dass die Städte und Gemeinden, die
eigene Elektrizitäts- und Gaswerke

betreiben, diesen Betrieb künftig
kommerziell von ihren anderen
kommunalen Aktivitäten trennen,
im Sinne von Transparenz und von
Wettbewerbsgleichheit.

Die Energiegebühren, die in Lu-
xemburg erhoben werden, bilden
im Vergleich mit den anderen 23
IEA-Mitgliedsländern die niedrigs-
ten Werte. Eine Folge dieser Preis-
politik ist der „Benzin-Tourismus“
in den Grenzgebieten, was dazu
führt, dass in den Statistiken über
den Mineralölverbrauch und die
dadurch entstehenden Kosten ein
verzerrtes Bild verglichen mit der
Realität entstehe, betont R.
Priddle.

Mit angemesseneren, höheren
Taxen würden weniger Automobi-
listen nach Luxemburg „gelockt“
und die daraus resultierenden An-
gaben entsprächen näher der Wirk-
lichkeit. Bei den Mineralölpreisen
schlägt der IEA-Direktor ehedem

vor, dass der Markt die Preise be-
stimmen soll und diese nicht von
Regierungsseite reguliert werden
sollten.

Der Bericht hält des Weiteren
fest, dass der Energiekonsum hier
zu Lande seit 1970 rückläufig ist.
Ein Grund mit hierfür sei der
Rückgang der Stahlproduktion, die
ein hohes Quantum an Energie ver-
brauchte. Durch die rasante Ent-
wicklung im Verkehrswesen bleibt
der Verbrauch trotzdem auf einem
verhältnismäßig hohen Niveau. Um
dieser Entwicklung entgegen-
zusteuern und dabei gleichzeitig
die Zielsetzung, die CO2-Emissio-
nen bis 2010 um 28 Prozent zu
reduzieren, zu erreichen, müsse die
Regierung in den kommenden Jah-
ren erhebliche Anstrengungen un-
ternehmen, lautet die Empfehlung
von Robert Priddle, wobei ein Lö-
sungsweg den Ausbau des Öffentli-
chen Transportes darstelle.

Europäische Union

Gerichtshof kippt pauschales Tabakwerbeverbot
EU hat ihre Kompetenzen überschritten

T.F. – Mit dem pauschalen Verbot
jeglicher Tabakwerbung hat die EU
ihre Kompetenzen deutlich über-
schritten. Diese Feststellung des Ge-
richtshofes der Europäischen Ge-
meinschaften bedeutet für Brüssel
eine dicke Schlappe: Unter dem Vor-
wand, für gleiche Handels- und
Wettbewerbsbedingungen innerhalb
der Union zu sorgen, habe die EU in
Wirklichkeit Gesundheitsschutz für
ihre Verbraucher betreiben wollen,
stellen die Richter fest. Damit habe
sie sich aber Zuständigkeiten ange-
maßt, die ihr nicht zustehen.

Ein Beleg dafür findet sich bereits
in der Verabschiedung der Richtli-
nie: Sie wurde 1997 nicht etwa von
den Wirtschaftsministern, sondern
von den Gesundheitsministern der
15 Mitgliedsstaaten verabschiedet.
Deutschland hatte sich zwar lange
gegen diese Richtlinie gewehrt, ver-
lor aber durch den Regierungswech-
sel in Großbritannien die nötige Un-
terstützung, um eine Abstimmungs-
niederlage zu verhindern. Erst mit
der jetzigen Klage konnte Berlin die
Richtlinie dann doch noch zu Fall
bringen.

Zu übereiltem Jubel ist allerdings
kein Anlass gegeben: Die Richter
stellen zwar fest, dass ein Pauschal-
verbot von Tabakwerbung nicht zu-
lässig war, weil dadurch der Handel
eben gerade nicht gefördert, sondern
vielmehr unterbunden werde. Doch
das Gericht sagt auch, dass gezielte
Verbote bestimmter Werbeformen
durchaus möglich seien. Als Beispiel
nennt es das bestehende europaweite
Verbot von Fernsehwerbung für Ta-
bakprodukte, das die Richter offen-
bar durchaus für rechtmäßig halten.

Genauso könnte auch ein Werbe-
verbot für Zeitungen und Zeitschrif-
ten grundsätzlich zulässig sein, heißt
es in der Urteilsbegründung. Bisher
gebe es da in der EU zwar noch keine
Schwierigkeiten, sagten die Richter.
Weil der Trend zu Tabakwerbever-
boten in den einzelnen Mitglieds-
staaten aber immer stärker werde,
seien Probleme beim Handel mit
Zeitschriften in Zukunft durchaus
wahrscheinlich. Die Vorschriften in
den einzelnen EU-Ländern reichen
derzeit von Totalverboten der Ta-
bakwerbung in Finnland und Belgi-
en, das nur für die Formel-1 eine
Ausnahme macht, über Schweden,

das nur Schaufensterwerbung zu-
lässt, bis zu Spanien, dass praktisch
keine Beschränkungen hat. Großbri-
tannien und die Niederlande planen
ebenfalls Totalverbote, haben dafür
bisher aber noch nicht die dafür
nötige Parlamentsmehrheit ge-
funden.

Auf die von den EU-Richtern of-
fenbar befürchtete Idee, den Verkauf
von ausländischen Zeitungen, die
Tabakwerbung enthalten, zu verbie-
ten, ist allerdings noch keine Regie-
rung gekommen. Dennoch begrüßte
EU-Gesundheitskommissar David
Byrne gestern die „differenzierte Be-
trachtungsweise“ des Gerichts: Die
Kommission werde das Urteil genau
unter die Lupe nehmen und sie habe
die Absicht, dann Gesetzesinitiati-
ven zu ergreifen, sagte der Kom-
missar.

Der größte Teil der Werbeformen,
so stellte das Gericht in einem Urteil
klar, geht die EU dabei jedoch nichts
an, weil sie keine grenzüberschrei-
tenden Auswirkungen haben: Der
Aschenbecher oder Sonnenschirm
im Restaurant, die Plakatwerbung
oder auch Werbespots im Kino kön-

nen durchaus von jedem einzelnen
Land separat geregelt werden. Das
gilt auch für völlig andere Produkte,
die, wie beispielsweise die „Camel-
Boots“ oder das „Davidoff“-Parfum,
einen Zigarettennamen tragen: Da
kann jedes Land weiter selbst be-
stimmen, ob es ihren Verkauf zulas-
sen will oder nicht.

In einem Punkt hat sich das Urteil
der EU-Richter allerdings bereits
jetzt erledigt: Die Frage des Sponso-
rings weltweiter Sportveranstaltun-
gen war bei der Verabschiedung der
Richtlinie noch einer der umstrit-
tensten Punkte, nachdem Formel-1-
Chef Bernie Ecclestone sogar mit
einem Rennverzicht in Europa ge-
droht hatte. Mühsam verständigte
man sich damals auf eine sechsjäh-
rige Übergangsfrist. Jetzt gab der
Automobilsportverband FIA be-
kannt, dass er trotz des Gerichtsur-
teils ab 2006, also wie in der EU-
Richtlinie vorgesehen, alle Tabak-
werbung an den Autos und auf den
Rennstrecken verbieten werde. Er
hoffe, dass andere Sportarten diesem
Beispiel bald folgten, reagierte EU-
Kommissar Byrne gestern auf diese
Meldung.

Edmund Stoiber in Luxemburg

Für klare Abgrenzung der Kompetenzen
zwischen Europa und den Nationen

Bayerischer Ministerpräsident unterstützt das Benelux-Memorandum 
zur Regierungskonferenz

Zum Abschluss seiner offiziellen Visite in Luxemburg ging Ministerpräsident Edmund Stoiber am Spätnachmittag
zum Europäischen Rechnungshof auf Kirchberg, wo er von Präsident Jan O. Karlsson (links) und dem deutschen
Mitglied Bernhard Friedmann (rechts) begrüßt wurde (Photo: Teddy Jaans)

Bei einer gemeinsamen Pressekonferenz im Staatsministerium stellten
Premierminister Jean-Claude Juncker und Ministerpräsident Edmund
Stoiber in der Mittagsstunde nach einer mehr als zweistündigen Ausspra-
che weitgehende Übereinstimmung in vielen wesentlichen Fragen der
Europapolitik fest (Photo: Anouk Antony)

j-lo – Als einflussreiche Gestalt
der deutschen Europapolitik, dies
wegen deren Rolle im Bundesrat,
bezeichnete Premierminister Jean-
Claude Juncker den bayerischen
Ministerpräsidenten Edmund Stoi-
ber, der gestern Donnerstag zu ei-
ner offiziellen Visite in Luxemburg
weilte.

Auf dem Programm des promi-
nenten deutschen Politikers stan-
den eine fast zweistündige Aus-
sprache der beiden Regierungs-
chefs unter vier Augen, gefolgt von
einem Arbeitsessen mit den Dele-
gationen aus beiden Ländern, ein
Abstecher zum CDU/CSU-Freun-
deskreis Luxemburg auf Kirchberg
und, vor der Rückreise am Abend
nach München, ein längerer Besuch
mit Teilnahme an einer feierlichen
Sitzung des Kollegiums beim Euro-
päischen Rechnungshof, wo haupt-
sächlich Fragen im Zusammenhang
mit dem Agrarfonds und dem
Strukturfonds, der Betrugsbe-
kämpfung und der Finanzierung
der EU-Erweiterung erörtert
wurden.

Premierminister Jean-Claude
Juncker bezeichnete die Visite in-
sofern als nützlich, als sie vor den
EU-Gipfeltreffen von Biarritz und
Nice, wo es bekanntlich in der
Hauptsache um die interne Reform
der Europäischen Union im Hin-
blick auf die Osterweiterung geht,
die Gelegenheit zu einem ausführ-
lichen Meinungsaustausch bot. An-
gesprochen wurden indes auch an-
dere Fragen, wie beispielsweise die
gemeinsame europäische Währung
mit ihren Schwierigkeiten auf den
internationalen Finanzmärkten.

Ministerpräsident Edmund Stoi-
ber zeigte sich erfreut, im Vorfeld
des Thronwechsels, der für die Be-
hauptung der Selbstständigkeit
und des Selbstbewusstseins Lu-
xemburgs in einem immer mehr
zusammenwachsenden Europa von
herausragender Bedeutung sei, in
der Person von Jean-Claude Jun-
cker bei einem großen Motor der
europäischen Integration, aber
auch einem EU-Realisten zu Be-
such zu sein.

Wiederholt sprach sich der baye-
rische Ministerpräsident für eine

klarere Abgrenzung der Kompe-
tenzen zwischen Europa und den
Nationen aus. Es wäre allerdings
falsch, zu diesem Zweck, wie im
Falle der Charta der Grundrechte,
wieder ein Konvent mit dieser Auf-
gabe betrauen zu wollen. Da müss-
ten vielmehr die nationalen Regie-
rungen am Verhandlungstisch
sitzen.

Ausdrücklich erklärte Edmund
Stoiber sich mit der von Premier
Juncker vertretenen Auffassung
einverstanden, dass es in der Euro-
päischen Union nur ein Vorankom-
men geben kann, wenn jedes Land
weiterhin einen EU-Kommissar
behält. Es sei kleinen Ländern
nicht zuzumuten, dass sie nicht mit
einem Mitglied in der Europäi-
schen Kommission vertreten sein
sollten. Direkt bemerkenswert sei
der Benelux-Vorschlag, die Kom-
mission direkt von der Bevölkerung
wählen zu lassen. Mehrheitsent-
scheidungen sollten nach dem Da-
fürhalten des bayerischen Regie-
rungschefs so interpretiert werden,
dass es sich um die Mehrheit der
Staaten und der Bevölkerung han-
deln müsse. Nicht viel hält Edmund
Stoiber offensichtlich von einer all-
gemeinen Steuerharmonisierung in

der EU und von einem Abweichen
von Mehrheitsentscheidungen im
Fiskalbereich.

Völlige Übereinstimmung be-
stand zwischen den beiden Ge-
sprächspartnern, dass die EU, und
dies im Gegensatz zur Meinung des
Europäischen Parlamentes, keine
Zieldaten für die Osterweiterung
ausgeben sollte, wie es auch nicht
den von verschiedenen Seiten an-
geregten Big-Bang, d.h. einen glo-
balen Beitritt aller Kandidatenlän-
der geben dürfe. Die EU müsse
jedenfalls intern noch größere An-
strengungen unternehmen, um zu-
erst aufnahmefähig zu werden. Als
bemerkenswert bezeichnete Ed-
mund Stoiber die von Kommissi-
onspräsident Romano Prodi diese
Woche vor dem Europaparlament
in Straßburg gemachten Reform-
vorschläge.

Einvernehmen bestand auch da-
hingehend, dass die EU-Kommis-
sion der Motor der europäischen
Integration bleiben müsse. Wichtig
war auch die Aussage des bayeri-
schen Ministerpräsidenten, dass
ein Europa unter der Vorherrschaft
von großen Staaten zu keiner guten
Entwicklung führen würde.

Parlamentswahlen 1999

Bildung und Rentengerechtigkeit entscheidend
Aufschlussreiche Umfrageergebnisse in der Wahlstudie des CRP Gabriel Lippmann

lop – In unserem gestrigen Beitrag
waren wir bereits auf eine Reihe der
interessantesten Aussagen in der
Studie des „Centre de recherche pu-
blic Gabriel Lippmann“ über die
Parlamentswahlen vom 13. Juni 1999
eingegangen, was das politisch-ge-
sellschaftliche Umfeld und das Par-
teiensystem in Luxemburg anbe-
langt. Weiter hatten wir einige Er-
gebnisse aus der umfassenden Ana-
lyse des für das einheimische Wahl-
system so charakteristischen Pana-
schierens hervorgehoben.

Heute wollen wir das dritte Kapi-
tel der Studie unter die Lupe neh-
men, nämlich die Meinungsumfrage,
die im Vorfeld und nach dem 99-er
Urnengang vom Meinungsfor-
schungsinstitut ILReS (Institut
luxembourgeois de recherches socia-
les et d'études de marché) bei 2 864
Luxemburgern über 18 Jahre durch-
geführt worden war.

Öffentlicher Dienst:
Massiver Zuspruch für DP
Daraus geht hervor, dass der

Wahlsieger DP mit seiner Themati-
sierung der Schulpolitik (Stichwort
„Bildungsoffensive“) richtig lag. Im-
merhin gaben 41 Prozent der Befrag-
ten vor der Wahl an, dass dieses
Thema für sie persönlich von großer
Bedeutung sei. Es folgten die Ren-
tengerechtigkeit (35%) und die Sozi-
alpolitik allgemein (33%) sowie die
Arbeitslosigkeit (32%) und die Um-
welt (30%). Für letztlich wahlent-
scheidend hielten 54 Prozent der
nach der Wahl Befragten die Renten-
gerechtigkeit, während die Schulpo-
litik (24%) und die Pensionsreform
im öffentlichen Dienst ((23%) an
zweiter und dritter Stelle genannt
wurden.

Was die Zusammensetzung der
Wahlkundschaft der einzelnen Par-
teien betrifft, wird deutlich, dass
30,51 Prozent der öffentlichen Be-
diensteten ihre Stimmen ausschließ-
lich der DP gaben. Für die CSV
dagegen votierten lediglich 10,04
Prozent der Staatsbeamten. Da der
öffentliche Sektor aber 18,38 Pro-
zent der Befragten ausmachte, zeigt
sich eine starke Überrepräsentation
dieser Berufsgruppe im Wähler-
spektrum der Liberalen und eine
krasse Unterrepräsentation bei
den Christlich-Sozialen. Überdurch-
schnittliche Werte ergeben sich für
die DP auch bei den Besserver-
dienenden (125 000-175 000 F/
Monat), für die CSV und die LSAP
bei Menschen mit kleinen Einkom-
men (-75 000 F/Monat) und niedri-
ger Schulbildung (Primärschulab-
schluss).

Ein ausschlaggebendes Motiv für
die CSV-Wähler war die Persönlich-
keit des nationalen Spitzenkandida-
ten Jean-Claude Juncker, während
es für viele LSAP-Wähler die Macht
der Gewohnheit war. In der sozialis-
tischen Anhängerschaft finden sich
außerdem überdurchschnittlich viele
Frauen, in der christlich-sozialen die
Senioren über 65 Jahre. Dass die
CSV-Parteigänger eine gewisse Mo-
bilisierungskraft auf panaschierende
Wähler ausüben, wird daran erkenn-
bar, dass von diesen vergleichsweise
viele angaben, sie hätten (auch) CSV
gewählt, weil sie jemanden kennen,
der dort aktiv ist.

Umwelt war out
Die grünen Wähler zeichneten sich

in erster Linie durch ihre Sensibili-
tät für Umweltbelange aus. Als
Grund für das Stagnieren der Partei

geben die Experten an, dass das
Thema Ökologie – das 1994 noch
ganz oben auf der Interessenskala
quer durch den Wählergarten stand
–, fünf Jahre später „total out“ war.
Überdurchschnittlich gut schnitten
die Grünen bei jüngeren Wählern
zwischen 25 und 34 Jahren sowie bei
Personen mit Hochschulabschluss
und hohem Einkommen (+175 000 F/
Monat) ab. Das Thema Rentenge-
rechtigkeit interessierte die Sympa-
thisanten von „Déi Gréng“ eher
wenig.

Was wiederum nicht auf das ADR
zutrifft, wo die Rentenproblematik
an erster Stelle rangierte. Eine hohe
Bedeutung maßen die Anhänger des
Aktionskomitees auch einer vers-
tärkten Partizipation der Bürger am
politischen und wirtschaftlichen Le-
ben bei. Das Motiv des Protestvo-
tums gegen die Regierung trat beim
ADR mit besonderer Deutlichkeit
zutage.

CSV mit Kompetenzvorsprung
In welchen Themenbereichen

sprachen die Bürger den einzelnen
Parteien eine besonders hohe Kom-
petenz zu? Interessant an den Um-
fragewerten ist, dass der CSV offen-
sichtlich ein hoher Kompetenzvor-
sprung zuerkannt wurde. In einem
Panel von insgesamt sieben Themen
konnte die Partei immerhin viermal
den ersten Rang besetzen (Familien-,
Sozial- und Gesundheitspolitik,
Schulpolitik, Kampf gegen die Ar-
beitslosigkeit und öffentliche Si-
cherheit).

In der Umweltpolitik nahmen die
Grünen unangefochten die Spitzen-
position ein, bei der Rentengerech-
tigkeit trauten die Bürger dem ADR
am meisten zu, während der öffentli-

che Transport als Domäne der Sozia-
listen angesehen wurde. Auffallend
ist, dass die DP kein einziges Mal auf
dem ersten Platz auftauchte. In der
Schulpolitik reichte es gar nur zu
Rang drei, hinter den vormaligen
Regierungsparteien CSV und LSAP.

„déi Lénk“:
Konkurrenz für LSAP

Wählerwanderungen sind ein
wichtiges Studiengebiet der Wahl-
forscher. Laut ILReS-Umfrage ist es
das ADR, bei dem im Vergleich zu
1994 am wenigsten Konstanz im Zu-
spruch der Wähler festzustellen war.
Nur 37 Prozent der Befragten, die
dem Aktionskomitee 1999 die Mehr-
zahl ihrer Stimmen gaben, hatten
dies auch schon fünf Jahre zuvor
getan. 17 Prozent der ADR-Wähler
hatten sich damals für die CSV ent-
schieden, 13 Prozent für die LSAP
und acht Prozent für die DP.

Wesentlich stabiler war demge-
genüber die Wählerschaft von LSAP,
CSV und „Déi Gréng“. 78 Prozent
der sozialistischen, 74 Prozent der
christlich-sozialen und 62 Prozent
der grünen Anhänger von 1994 blie-
ben ihrer Partei auch letztes Jahr
treu. Bei der CSV gab es die stärks-
ten Abwanderungen in Richtung
ADR und DP, bei der LSAP in Rich-
tung „déi Lénk“ und ADR. Die DP
gewann am meisten Wechselwähler
aus den Reihen von CSV und LSAP.
Im DP-Wählerstamm von 1999 hat-
ten sich 1994 52 Prozent für die
gleiche Partei entschieden, 19 Pro-
zent für die CSV und zehn Prozent
für die LSAP.

Siehe auch LW vom 5. Oktober
2000, Seite 3


